
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

Gemeinde Ober-Mörlen, Ortsteil Ober-Mörlen 
 

Bebauungsplan  
 

„Schießhütte II“ 1. Bauabschnitt  
 

1. Änderung  
 
 

 
 
 
Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der Beteiligungsverfahren eingegange-
nen Anregungen 
 
 
 
 
Ober-Mörlen und Wettenberg, den 18.03.2022 
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 
Stellungnahme mit Anregungen 
 
Wetteraukreis 16.03.2022 
 
 
Beteiligung der Öffentlichkeit   
 
Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit sind keine eingegangen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
Satzungsbeschluss 
 
(1) Die in der Anlage befindlichen Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen Betei-

ligungsverfahren gem. § 13 Abs. 2 i.V.m. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB ein-
gegangenen Anregungen werden als Stellungnahmen der Gemeinde Ober-
Mörlen und somit als Abwägung i.S. § 1 Abs. 7 BauGB beschlossen. 

 
(2) Der im Verfahren nach § 13 BauGB geänderte Bebauungsplan wird gemäß § 10 

Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen und die Begründung hierzu gebilligt.  
 

(3) Der Bebauungsplan wird gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekanntgemacht 
und in Kraft gesetzt 
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1. 

 
 
 

Wetteraukreis (16.03.2022) 
 
Beschlussempfehlungen 
 
vgl. Seite 4 
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2. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5. 

 
zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die Stellungnahme entspricht der bereits im Zuge der Aufstellung des Bebauungspla-
nes „Schießhütte II“ 1. Bauabschnitt abgegebenen Stellungnahme vom 14.12.2018 
und war bereits Gegenstand der Abwägung. Hierbei wurde festgestellt, dass der 
Löschwasserbedarf erst im Baugenehmigungsverfahren abschließend festgelegt wird 
und bei nicht ausreichendem Dargebot aus dem öffentlichen Netz die Brandausbrei-
tungsgefahr durch bauliche Maßnahme verringert werden kann und ggf. Löschwass-
erzisternen vorgehalten werden müssen. 
Im Übrigen sind die Hinweise der Musterstellungnahme bekannt und wurden im Rah-
men der Erschließungsplanung bereits berücksichtigt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Bebauungsplan „Schießhütte II“ 1. Bauabschnitt 1. Änderung Seite 5 

 
  
 
 
 
 
 
 
3. 
 
 
 
 
 
4. 
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6. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 2. bis 6.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 




